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Spätestens seit der Wahl in Berlin fühlt sich 
Die Linke gar nicht mehr gut. Da hatte sie 
sich knapp zehn Jahre in einer Koalition mit 
der SPD abgerackert – und dann flog sie Mitte 
September mit einem Stimmenminus von 1,7 
Prozentpunkten nicht nur aus der Regierung; 
sie musste auch erleben, wie die junge Piraten-
partei ohne Erfahrung und ohne richtiges Pro-
gramm einen unverschämten Erfolg einfuhr 
und knapp neun Prozent der Stimmen holte.

Die PiratInnen hatten mit knapp 130 000 
Zweitstimmen nur rund 40 000 weniger ge-
wonnen als Die Linke, der sie etwa 13 000 Wäh-
lerInnen abjagten. Weil sie die Jungen quer 
durch alle Schichten mobilisieren konnte, wird 
diese netzaffine Partei mit ihren eher linken 
und handgestrickten Vorstellungen (bedin-
gungsloses Grundeinkommen, Nulltarif im 
öffentlichen Nahverkehr, Partizipation und 
Transparenz) überall gefeiert.

Das deprimiert die Links-
partei, die den Fehler macht, al-
les an ihrer stürmischen Erfolgs-
geschichte zu messen. Bei der 
letzten Bundestagswahl vor zwei 
Jahren hatte sie mit dem Erfolgs-
duo Gregor Gysi und Oskar La-
fontaine an der Spitze fast zwölf 
Prozent errungen, ein ausseror-
dentlicher Erfolg. Davon ist die 
Partei inzwischen so weit weg, 
dass sich führende Linke wie 
etwa Sahra Wagenknecht überle-
gen, mit diesem altbewährten Duo in den Bun-
destagswahlkampf 2013 zu ziehen. Doch diese 
Idee bringt viele ostdeutsche Linke in Rage: 
Ihnen ist Lafontaine im Denken und Reden zu 
radikal, im parteiinternen Umgang zu autori-
tär und im Umgang mit der SPD, seiner ehema-
ligen Partei, «zu verbissen». Lafontaine selbst 
schweigt bisher. 

Jene aber, die eine politische Retrowel-
le planen, scheinen eines zu vergessen: Die 
schnellen Erfolge der Vergangenheit sind zwar 
auch den Galionsfiguren Gysi und Lafontaine 
zu verdanken. Ausschlaggebend war jedoch ein 
anderer Punkt: Bis 2009 sass die Konkurrentin 
SPD mit in der Regierung und konnte zu Recht 
wegen ihrer unsozialen Politik gebrandmarkt 
werden. Das heisst: Gysi und Lafontaine konn-
ten reüssieren, weil es eine historische Ausnah-
mesituation gab. Doch die ist vorbei. Das ge-
plante Revival birgt mithin die Gefahr, in einem 
Desaster und der Entzauberung der einstigen 
Erfolgsgaranten Gysi und Lafontaine zu mün-
den. Und dann hätte Die Linke nichts mehr zu 
bieten, nicht einmal eine gute Vergangenheit.

Die Frage, welche die Partei schon seit 
längerem quält, lautet: Wie ist der momentane 
Zustand zu deuten? Ist es eine Normalisierung 
nach stürmischen Erfolgen? Oder der Einstieg 
in den Abstieg? Bei der Bürgerschaftswahl 

in Hamburg hat Die Linke ganz ordentlich 
abgeschnitten, in Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz verfehlte sie den Einzug in die 
Landtage, in Berlin flog sie aus der Regierung. 
Der Aufstieg ist also gestoppt, die Ausweitung 
Richtung Westdeutschland auch, in Umfragen 
liegt sie nur noch bei bestenfalls acht Prozent. 
Diesselben Umfragen versprechen SPD und 
Grünen auf Bundesebene eine eigene Mehrheit; 
Rot-Grün kommt derzeit ohne Die Linke aus.

Das könnte man durchaus als Prozess der 
Normalisierung ansehen.

Es gibt jedoch mehrere Indizien, die für 
einen Abwärtstrend sprechen. Da ist zum Bei-
spiel die Tatsache, dass die Linke nicht mehr 
gewinnt, obwohl ihr alle wichtigen Themen  – 
abgesehen von der Energiewende  – eigentlich 
in die Hände spielen. Vor allem von der Euro- 
und der Finanzmarktkrise müsste sie profitie-

ren, tut sie aber nicht.
Grund dafür sind unter 

anderem handwerkliche Fehler. 
Ausgerechnet bei der Finanz-
marktkrise hat Die Linke mo-
natelang keine öffentliche Rolle 
gespielt. Erst jetzt will sie sich 
mit einer Kampagne und mit 
Konferenzen bemerkbar machen. 
Sie hat auch politisch noch keine 
Antwort auf die Bewusstseins-
spaltung ihres potenziellen Pu-
blikums gefunden: Viele Bürger
Innen befürworten ihre linken 

sozial- und wirtschaftspolitischen Positionen, 
positionieren sich jedoch in Fragen der Tole-
ranz, der Integration, der Kultur konservativ 
bis rechts.

Entscheidend ist jedoch etwas anderes. 
Die Partei verfügt über ein Führungspersonal, 
dem von der ersten bis zur dritten Reihe etwa 
fünfzig PolitikerInnen angehören. Sie kommen 
aus Ost oder West, sie sind ReformerInnen oder 
Altlinke, sie setzen auf Regierungsbeteiligung 
oder auf ausserparlamentarische Bewegungen. 
Und sie schaffen es bei allen Meinungsverschie-
denheiten nicht, loyal zusammenzuarbeiten. 
Nach allem, was halbwegs glaubhaft  nach aus-
sen dringt, ist diese Gruppe in Hass, Misstrau-
en und Unverständnis miteinander verbunden. 
Vielleicht überfordern ja die unterschiedlichen 
Ansätze und die immer noch gravierenden kul-
turellen Differenzen zwischen Ost und West 
die noch junge Partei. Jedenfalls kolportieren 
die Medien genüsslich jeden Zwist.

Ende nächster Woche wird Die Linke in 
Erfurt ihr neues Parteiprogramm beschlies-
sen, in dem sie ihre grosse historische Mission 
präzisiert: das Leben der grossen Mehrheit der 
Menschen zum Besseren wenden. Die wich-
tigsten Führungskräfte zeigen jedoch momen-
tan sehr überzeugend, wie wenig sie dieser 
Aufgabe gewachsen sind.

Kommentar von Wolfgang Storz, Frankfurt

Geht es der  
Linkspartei so schlecht, 
wie sie sich fühlt?
Noch immer gilt die deutsche Partei Die Linke vielen in Europa als Vorbild. 
Denn nirgendwo hat eine antikapitalistische Organisation  
eine so starke parlamentarische Präsenz. Doch das könnte sich ändern.

Die Linke hat 
noch keine 
Antwort auf die 
unterschiedliche
Haltung ihrer 
WählerInnen.

Ägypten

Konterrevolution  
der Generäle
Neuste Zusammenstösse im Zentrum Kairos forderten über zwanzig  
Tote. Die Staatspropaganda spricht von religiösen Auseinandersetzungen, 
um die schmutzige Rolle des Militärs zu vertuschen.

Von Juliane Schumacher, Kairo

Seit im September die Notstandsgesetze in 
Ägypten wieder eingeführt wurden, führt die 
Revolutionsbewegung einen verzweifelten 
Kampf gegen das Militär. Mit harter Hand, der 
Verbreitung von Angst und Propaganda zwingt 
der Militärrat das Land immer fester unter 
seine Kontrolle. Vorläufiger Höhepunkt war 
der letzte Schwarze Sonntag: Mindestens 26 
Menschen kamen in Kairo ums Leben, mehrere 
Hundert wurden verletzt. Verschiedene Quel-
len sprechen von drei toten Soldaten, die Armee 
hält entsprechende Informationen «zum eige-
nen Schutz» zurück.

Es waren keine religiösen Zusammen-
stösse, wie die Staatsmedien und ein Teil der 
internationalen Presse behaupten: Die Opfer 
wurden, wie Obduktionsberichte bestätigen, 
alle von Soldaten erschossen oder von Pan-
zern überrollt. Junge KoptInnen hatten zu ei-
ner Demonstration aufgerufen, MuslimInnen 
hatten sich ihnen angeschlossen. Protestiert 
wurde gegen den Angriff muslimischer Funda-
mentalistInnen auf eine Kirche in Assuan, vor 
allem aber gegen den Militärrat. Während die 
koptische Kirche mit dem alten und mit dem 
neuen Regime enge Kontakte pflegt und ihre 
AnhängerInnen immer wieder aufrief, Proteste 
zu unterlassen, sind weite Teile der koptischen 
Jugend Teil der Revolutionsbewegung.

Die Staatspropaganda

Als die Demonstration letzten Samstag vor dem 
staatlichen Rundfunkgebäude in Maspiro ein-
traf, flogen auf einmal Steine: Videos zeigen, wie 
bezahlte Schlägertrupps, die in Ägypten als pa-
ramilitärische Unterstützung von politischen 
Gruppen oder der Polizei angeheuert werden, 
die Demonstrierenden angreifen. Menschen 
rennen durcheinander, Frauen kreischen. Auf 
einmal ist überall Militär. Die Soldaten fangen 
an zu schiessen, machen mit Panzern Jagd auf 
Demonstrierende. Diese antworten mit Steinen, 
über Stunden toben die Strassenschlachten. Der 
Blogger Hani Schubra beobachtet, wie Offiziere 
die Einsätze koordinieren. Zeitgleich stürmt 
das Militär zwei Fernsehsender, al-Hurra und 
TV25, um die Berichterstattung zu unterbinden. 

Das Staatsfernsehen berichtet live auf al-
len Kanälen – und hetzt gegen die Kopten. Sie 
seien mit Maschinengewehren bewaffnet und 
hätten auf die Soldaten geschossen. Der Staats-
sender Nil-TV ruft gar die BürgerInnen auf, auf 

die Strasse zu gehen, um «ihre Armee» gegen 
die «christlichen Extremisten» zu verteidigen. 
Westliche Medien übernehmen teilweise un-
hinterfragt die Bilder: Die deutschen Fernseh-
sender zeigen unkommentiert das geschnitte-
ne Material des Staatsfernsehens. Etwa, wie De-
monstrierende auf ein Armeefahrzeug einhäm-
mern – ohne zu erwähnen, dass dieses Minuten 
zuvor Dutzende Protestierende überfahren hat.

Ob AnwohnerInnen sich aufgrund die-
ser Propaganda anschlossen oder ob es sich 
um weitere Schlägertrupps handelte: Noch in 
der Nacht griffen bewaffnete Männer das kop-
tische Krankenhaus an. Islamistische Gruppen 
wie die Salafisten erklären, sie seien an den 
Ereignissen nicht beteiligt gewesen. Zugleich 
stellen sie sich jedoch auf die Seite des Militärs. 
Die islamistischen Gruppen unterhalten enge 
Beziehungen zum Militärrat, weil sie hoffen, so 
bei den kommenden Wahlen bevorzugt zu wer-
den. Der koptische Papst rief dazu auf, für Frie-
den zu beten  – die jungen KoptInnen aus der 
Protestbewegung wiesen dies empört zurück.

Ägyptens nächster Präsident

«Natürlich gibt es Diskriminierung gegen 
Christen», schreibt ein Blogger. «Aber hier geht 
es darum, dass die Armee grundlos und kalt-
blütig Christen erschiesst, am helllichten Tag, 
mitten in Kairo. Und offenbar ungestraft da-
vonkommt.» Tatsächlich weigert sich das Mili-
tär, irgendwelche Verantwortung zu überneh-
men. «Die Soldaten haben nicht scharf geschos-
sen», erklärte Ismail Otman, General des Mili-
tärrats. Als der Finanzminister und stellvertre-
tende Premier Hazem al-Bablawi am Dienstag 
aus Protest zurücktreten will, weigert sich das 
Militär, das Gesuch anzunehmen. Gleichentags 
wird die Freilassung des inhaftierten Bloggers 
Maikel Nabil Sanad, der sich seit fünfzig Tagen 
im Hungerstreik befindet, abgeschmettert. Das 
Militär macht deutlich, wer das Sagen hat.

Die Demokratiebewegung steht unter 
Schock. Sie fragt sich, ob im November nun 
tatsächlich Wahlen stattfinden werden oder 
ob der Militärrat, unter Verweis auf die Sicher-
heitslage und die religiösen Spannungen, diese 
weiter verschiebt – um selbst an der Macht zu 
bleiben. In den letzten zwei Wochen hat sich 
die Mutmassung zunehmend erhärtet, dass 
Armeechef Hussein Tantawi plant, Ende 2012 
selbst als Präsident zu kandidieren.

WOZ-Korrespondent Wolf Kantelhardt läuft am 
kommenden Sonntag den Beijing-Marathon.

Wer den Beijing-Marathon mitlaufen will, muss 
schnell sein. Das gilt schon für die Anmeldung. 
Nur wenige Tage nach der Ausschreibung wa-
ren die 30 000 Plätze vergeben. Hat man einen 
ergattert, stellt sich die Frage: Wo trainieren?

Bei fünf Millionen Autos in der Stadt und 
600 Neuzulassungen täglich gibt es nicht viele 
geeignete Laufstrecken – und nur wenige Tage, 
an denen die Luft einigermassen sauber ist. 
Doch wann ist die Feinstaubbelastung gering? 
Das herauszufinden ist so einfach nicht. Zwar 
spiegelt ein kommerzieller Anbieter von Luft-
filtern auf seiner Website die aktuellen Daten 
aus einem Twitter-Feed – aber der lädt seit die-
sem Sommer nicht mehr richtig. Die Daten gibt 
es zum Glück noch bei der US-Botschaft, auf de-
ren Dach auch ein Messgerät steht. Doch dafür 
braucht man gute Englischkenntnisse: Die chi-
nesische Version dieser Website liefert die Da-
ten nicht. Chinesischsprechende Interessierte 
werden auf eine andere Website verwiesen, die 
jedoch (Twitter!) gesperrt ist.

Das Umweltschutzministerium veröf-
fentlicht ebenfalls Daten zur Luftqualität in 
Beijing und weiteren 119 chinesischen Städten – 
auf Englisch und auf Chinesisch. Leider liefert 
das Ministerium  – nicht sehr hilfreich, wenn 
es ums Trainieren geht – immer nur die Zahlen 

vom Vortag. Ob das wohl deswegen ist, weil die 
Daten verschiedener Stationen handschriftlich 
zusammengerechnet werden? Oder weil der 
Minister das Ergebnis erst genehmigen muss?

Auffallend sind auch die Mess- oder Über-
setzungsdifferenzen. Wenn die US-Botschaft 
die Stufe «Ungesund für Feinfühlige» meldet, 
heisst es beim Ministerium meistens «ausge-
zeichnet». «Ungesund» ist «gut», «sehr un-
gesund» eine «leichte Verschmutzung (Stufe 
III a)». Schlechter wirds beim Ministerium dann 
nicht mehr. Nur theoretisch kommen noch vier 
weitere Verschmutzungsgrade hinzu. Auf der 
US-Website habe ich oft auch ein «gefährlich» 
gesehen und – für ganz kurze Zeit – ein «crazy 
bad», ein «verrückt schlechtes» Messergebnis, 
das dann aber schnell in das diplomatischere 
«jenseits der Skalierung» geändert wurde.

Soll man nun den USA oder China glau-
ben? Sind überhaupt irgendwelche amtlichen 
Angaben verlässlich? Ab wie viel Mikrogramm 
pro Kubikmeter laufe ich nicht mehr? Ist es 
sinnvoll, die Schädlichkeit kleinster Partikel 
durch ihr relatives Gewicht auszudrücken? 
Alles Probleme, die viel schwieriger zu beant-
worten sind, als die 42 Kilometer zwischen 
dem Platz des Himmlischen Friedens und dem 
Olympiapark zu bewältigen.

En passant

Ungesund ist gut
Von Wolf K antelhardt


